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Hintergrund  
 

Dieser Bericht widmet sich dem Phänomen des antimuslimischen Rassismus in der 

österreichischen Politik. Er beleuchtet antimuslimische Handlungen und Agitation von 

maßgeblichen politischen Akteurinnen und Akteuren in Österreich. Ziel des Berichtes ist eine 

Schärfung des öffentlichen Bewusstseins für das gefährliche antidemokratische Phänomen 

antimuslimischer Rassismus.  

 

Der Bericht umfasst das Jahr 2018 und fokussiert auf eindeutige Fälle von antimuslimischem 

Rassismus sowie auf Fälle mit einer deutlich erkennbaren antimuslimisch-rassistischen 

Tendenz. Nicht behandelt werden in diesem Bericht umstrittene und verfassungsrechtlich 

bedenkliche Maßnahmen, die von der Politik als Kampf gegen Fundamentalismus, 

Geschlechterungleichbehandlung und Geschlechtertrennung kommuniziert werden, die in den 

vergangenen Jahren aber nahezu ausschließlich auf eine einzige Religion und ihre 

Angehörigen fokussiert wurden. Kritisiert wird dieser einseitige Fokus etwa vom 

Politikwissenschaftler Anton Pelinka. Pelinka spricht von einer ĂBedrohung der 

demokratischen Ordnungñ durch einseitige Diskurse und einseitige staatliche MaÇnahmen, 

durch die Ăeine, nur eine, der staatlich anerkannten Konfessionen herausgegriffen und negativ 

punziert wirdñ.1 Weiters nicht behandelt werden in diesem Bericht antimuslimisch-

rassistische Handlungen und Übergriffe im Alltag. Diese werden sowohl im ĂRassismus 

Reportñ der Antirassismusstelle ZARA2 als auch im Bericht der ĂDokumentations- und 

Beratungsstelle Islamfeindlichkeit & antimuslimischer Rassismusñ3 erfasst.  

 

Die politische Agitation gegen Musliminnen und Muslime hat in den vergangenen Jahren in 

Österreich deutlich zugenommen. Das Schüren von Hass, Neid und Missgunst gegen 

Menschen alleine aufgrund ihrer Religionszugehörigkeit ist kein politisches Randphänomen 

mehr, sondern in das Zentrum der Politik gerückt. Immer öfter beteiligen sich Personen, die 

mit hohen politischen Funktionen und viel politischer Macht ausgestattet sind, an der 

Aufhetzung gegen Musliminnen und Muslime. Zentrale Akteurin des offenen 

antimuslimischen Rassismus in der österreichischen Politik ist die Freiheitliche Partei 

Österreichs.  

 

Die FPÖ betreibt seit einiger Zeit eine systematische antimuslimisch-rassistische Kampagne, 

die darauf abzielt, Ressentiments gegen die in Österreich lebenden Musliminnen und Muslime 

aufzubauen und zu verstärken. Die FPÖ-Kampagne versucht antimuslimische Stereotype ï 

sprich: wiederkehrende antimuslimisch aufgeladene Bilder ï in den Köpfen der Menschen zu 

verankern und die nichtmuslimische Bevölkerung gegen Musliminnen und Muslime 

aufzuhetzen.  

 

Hauptakteure dieser Kampagne sind Vizekanzler und FPÖ-Obmann Heinz-Christian Strache, 

FPÖ-Klubobmann Johann Gudenus, der EU-Abgeordnete und FPÖ-Generalsekretär Harald 

Vilimsky und der oberösterreichische Vizelandeshauptmann und FPÖ-Obmann Manfred 

                                                 
1 Kommentar von Prof. Anton Pelinka in ĂDie Zeitñ am 2. Dezember 2018: 

https://www.zeit.de/2018/49/kopftuchverbot-oesterreich-religionsfreiheit-demokratie/komplettansicht  
2 ZARA Rassismus Report 2017: https://www.zara.or.at/_wp/wp-

content/uploads/2018/03/ZARA_Rassismus_Report2017_web_fin.pdf  
3 Antimuslimischer Rassismus Report 2017 der ĂDokumentations- und Beratungsstelle Islamfeindlichkeit & 

antimuslimischer Rassismusñ 

https://www.dokustelle.at/app/download/8521295/Antimuslimischer+Rassismus+Report+2017.pdf  

https://www.zeit.de/2018/49/kopftuchverbot-oesterreich-religionsfreiheit-demokratie/komplettansicht
https://www.zara.or.at/_wp/wp-content/uploads/2018/03/ZARA_Rassismus_Report2017_web_fin.pdf
https://www.zara.or.at/_wp/wp-content/uploads/2018/03/ZARA_Rassismus_Report2017_web_fin.pdf
https://www.dokustelle.at/app/download/8521295/Antimuslimischer+Rassismus+Report+2017.pdf
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Haimbuchner. Gemeinsam mit FPÖ-Einrichtungen, FPÖ-nahen Organisationen und weiteren 

FPÖ-Funktionärinnen und -Funktionären verbreiten sie über verschiedene 

Kommunikationskanäle die Inhalte und Bilder ihrer antimuslimisch-rassistischen Kampagne. 

 

Antimuslimischer Rassismus ist eine Gefahr für die Demokratie, weil er die Gesellschaft 

spaltet, Menschen ausgrenzt, das Zusammenleben torpediert und radikale Gegenbewegungen 

befeuert. Die antimuslimische Agitation droht immer neue Eskalationsstufen zu erklimmen. 

Inzwischen wird von der Wiener FPÖ offen die religionsbezogene Diskriminierung von 

Menschen beim Zugang zum Gemeindebau gefordert. Eine solche Forderung von Parteien, 

die mit politischer Macht ausgestattet sind, hat es seit Ende der Naziherrschaft nicht mehr 

gegeben. 

 

Dass das Schüren und Vertreten von antimuslimischem Rassismus mit einer gelebten 

Demokratie unvereinbar ist, scheint auch der FPÖ-Parteiführung bewusst zu sein. Daher 

kommt es immer wieder zu Wortmeldungen, die im Widerspruch zueinander und zur 

antimuslimisch-rassistischen Kampagne der FPÖ stehen. So betonte etwa FPÖ-

Außenministerin Karin Kneissl am 10. Jªnner 2018, dass ĂMuslime zu ¥sterreich gehºrenñ. 

Wenige Tage später sagte FPÖ-Obmann Heinz-Christian Strache am 13. Jänner 2018 auf dem 

FPÖ-Neujahrstreffen, dass Ăder Islam und seine Kultur nicht zu Österreich gehören und kein 

Teil Österreichs sind. Aber viele Muslime integrieren sich, leisten viel und sind Teil des 

Landes und wollen keine radikale Islamisierung.ñ Am 22. Mªrz 2018 antwortete Strache auf 

die Frage, ob der Islam zu Österreich gehöre, mit ĂNeinñ, zugleich betonte er jedoch, dass 

ĂB¿rger mit islamischem Glauben heute Teil der Gesellschaft sind.ñ Am 27. März 2018 sagte 

FPÖ-Verteidigungsminister Mario Kunasek im Interview mit der ĂPresseñ: ĂWir alle wissen, 

dass der Islam zu ¥sterreich gehºrt.ñ Noch einen Tag zuvor hatte FPÖ-Klubobmann Johann 

Gudenus auf Facebook gepostet: ĂDer Islam gehºrt nicht zu ¥sterreich.ñ Am 13. November 

2018 betonte FPÖ-Obmann Strache auf einer Veranstaltung, dass Ăwir die Religionsfreiheit 

respektieren.ñ Das sei Ăein ganz besonderer Grundsatz, der sich in unserem freiheitlichen 

Programm auch findet, dass wir selbstverständlich den Islam nicht mit dem Islamismus 

gleichsetzen oder mit dem politischen Islam gleichsetzen und nicht alle Muslime unter 

Generalverdacht stellenñ, so Strache.  

 

Die widersprüchlichen Wortmeldungen, die teilweise differenziertere Ansätze erkennen 

lassen, stehen im krassen Gegensatz zu der systematischen antimuslimisch-rassistischen 

Kampagne, die von der FPÖ-Bundespartei, einigen Länderorganisationen und gewichtigen 

Parteivertreterinnen und -vertretern betrieben wird. 

 

Ermutigt wird die FPÖ in ihrer antimuslimisch-rassistischen Kampagne durch die Tatsache, 

dass es in Österreich bislang keine breite politische Ächtung von antimuslimischem 

Rassismus gibt. Während der Kampf gegen Antisemitismus vom Bundeskanzler und der 

Bundesregierung zurecht als wichtiges Thema kommuniziert wird, gibt es bislang kein 

Bekenntnis der Regierung zum Kampf gegen antimuslimischen Rassismus. Mitglieder der 

Bundesregierung sind, wie bereits erwähnt, sogar maßgebliche Akteurinnen und Akteure 

antimuslimischer Agitation ï ohne dabei im Regelfall auf nennenswerten Widerspruch und 

Protest von Seiten anderer Regierungsmitglieder zu stoßen. 

 

In einer funktionierenden Demokratie muss jedoch jeglichen Anfängen in Richtung 

Ausschluss und Diskriminierung von Menschen alleine aufgrund ihrer Religionszugehörigkeit 

entschlossen entgegengetreten werden.  
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Dieser Bericht richtet sich daher ganz besonders an die Bundesregierung sowie an die 

Landesregierungen und fordert sie zum klaren Bekenntnis und konsequenten Kampf gegen 

antimuslimischen Rassismus wie auch gegen andere Formen des Rassismus und der 

Diskriminierung auf. Siehe dazu auch die Forderungen am Ende des Berichts. 
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Definition von antimuslimischem Rassismus 
 

Rassismus ist eine gruppenbezogene Unrechts-, Unterdrückungs- und Gewaltideologie, die 

Menschen aufgrund einzelner Merkmale ï wie tatsächlicher oder zugeschriebener Herkunft, 

Hautfarbe oder Religionszugehörigkeit ï herabwürdigt, ihrer Sicherheit beraubt, Chancen 

zunichtemacht, Freiheiten einschränkt und im Extremfall in Vertreibung, Verfolgung und 

Mord mündet. Rassismus ist unvereinbar mit Demokratie, Menschenrechten und 

Rechtsstaatlichkeit. 

 

Antimuslimischer Rassismus steht für den Angriff auf Menschen alleine aufgrund ihrer 

angenommenen oder tatsächlichen muslimischen Religionszugehörigkeit. Antimuslimischer 

Rassismus raubt Menschen ihre Individualität und beurteilt sie nicht nach ihrem konkreten 

Handeln, sondern nach pauschalen Vorurteilen. Antimuslimischer Rassismus stempelt 

Menschen ab, macht sie zum Ziel von Hasskampagnen, bedroht sie und bildet die Grundlage 

für Diskriminierung und Übergriffe.  

 

In der Politik umfasst antimuslimischer Rassismus das antimuslimisch-rassistische Handeln 

und die antimuslimisch-rassistische Agitation von politischen Akteurinnen und Akteuren, 

seien es Personen, die politische Funktionen in Parteien und/oder politische Ämter innehaben, 

oder Organisationen, die eine politische Agenda verfolgen. 

 

Antimuslimischer Rassismus umfasst nicht die kritische Auseinandersetzung mit Religion 

und auch nicht die faktenbasierte kritische Auseinandersetzung mit individuellen Handlungen 

von Personen oder Organisationen, sondern er umfasst den kollektiven und undifferenzierten 

Angriff auf Menschen alleine aufgrund einer Vorurteils- und Hassideologie. 

 

Im vorliegenden Bericht wird dann und nur dann von antimuslimischem Rassismus 

gesprochen, wenn 

¶ generalisierende Aussagen über Musliminnen und Muslime getätigt werden, die diese 

pauschal herabwürdigen bzw. negativ abstempeln 

¶ eine Bebilderung bzw. Bildsprache zur Anwendung kommt, die Musliminnen und 

Muslime herabwürdigt und/oder pauschal negativ abstempelt 

¶ das Vorhandensein von Musliminnen und Muslimen in Österreich per se als etwas 

pauschal Negatives dargestellt wird 

¶ Musliminnen und Muslime in entmenschlichender Weise dargestellt werden 

¶ Musliminnen und Muslime ohne sachlichen Zusammenhang in negativen Kontexten 

abgebildet werden 

¶ Probleme oder negativ wahrgenommene Themen und Phänomene ohne sachliche 

Begründung alleine auf Musliminnen und Muslime reduziert und damit antimuslimisch 

aufgeladen werden 

¶ kollektiv entrechtende und diskriminierende Forderungen gegen Musliminnen und 

Muslime erhoben werden 

¶ Musliminnen und Muslimen die Möglichkeit, vollwertige Bürgerinnen und Bürger 

Österreichs zu sein, abgesprochen wird 

¶ eine strikte und unauflösliche kollektive Trennlinie zwischen Ăden ¥sterreichernñ und 

Ăden Muslimenñ gezogen wird 
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Entwicklung der vergangenen Jahre 
 

Antimuslimischer Rassismus ist bereits seit einigen Jahren ï mit zunehmender Intensität ï in 

der österreichischen Politik verankert. Trat er anfangs vorwiegend in Wahlkampfzeiten auf, so 

ist inzwischen bei Teilen der Politik eine permanente antimuslimisch-rassistische Kampagne 

zu bemerken. 

 

Zu erwähnen sind beispielsweise die Aussagen des oberösterreichischen FPÖ-Obmanns 

Manfred Haimbuchner, der am 15. Mªrz 2015 einen ĂStopp des Zuzugsñ von Musliminnen 

und Muslimen forderte:4 

 

 
 

In der Steiermark suggerierte 2015 eine Kampagne der FP¥, dass Ădie Steirerñ und Ăder 

Islamñ zwei vollkommen getrennte Sachen seien, Ădie Steirerñ also keine Musliminnen und 

Muslime sein können (und Musliminnen und Muslime keine Steirer sein können): 

 

 
 

Während des Bundespräsidentschaftswahlkampfes 2016 versuchte FPÖ-Kandidat Norbert 

Hofer die Bevölkerung gegen Musliminnen und Muslime aufzuwiegeln, indem er sagte:  

ĂKennt ihr einen Moslem, der im Pflegebereich arbeitet, der bereit ist, unseren Senioren 

vielleicht die Windeln zu wechseln? Ich kenne das nichtñ. Daraufhin erklªrte der Sprecher der 

Caritas, Klaus Schwertner: ĂAllein bei der Caritas Wien sind 130 muslimische Pfleger 

und Pflegerinnen beschªftigt.ñ5 

 

FPÖ-Obmann Heinz-Christian Strache verwendet seit fast zehn Jahren in Wahlkämpfen 

immer wieder denselben Satz in unterschiedlichen Varianten, um gegen Musliminnen (und 

Muslime) aufzuwiegeln: ĂWillst du eine soziale Wohnung haben, musst du nur ein Kopftuch 

tragen.ñ6 Auch im März 2017 versuchte er mit diesem Satz eine Menschenmenge zum 

Kochen zu bringen, dieses Mal auf einer Veranstaltung der AfD in Deutschland.7 

  

Im Juni 2017 beschwerte sich der oberösterreichische FPÖ-Vize-Landeshauptmann Manfred 

Haimbuchner über an Musliminnen und Muslime gerichtete Ramadan-Wünsche des 

                                                 
4 Siehe: https://kurier.at/chronik/oberoesterreich/manfred-haimbuchner-der-islam-bedroht-unsere-

gesellschaft/119.450.446  
5 Siehe: https://kurier.at/einfache-sprache/norbert-hofer-kennt-keine-muslimischen-pfleger/231.333.227  
6 Siehe: https://www.youtube.com/watch?v=BlvhRhr9Bds  
7 Siehe: https://orf.at/v2/stories/2381529  

https://kurier.at/chronik/oberoesterreich/manfred-haimbuchner-der-islam-bedroht-unsere-gesellschaft/119.450.446
https://kurier.at/chronik/oberoesterreich/manfred-haimbuchner-der-islam-bedroht-unsere-gesellschaft/119.450.446
https://kurier.at/einfache-sprache/norbert-hofer-kennt-keine-muslimischen-pfleger/231.333.227
https://www.youtube.com/watch?v=BlvhRhr9Bds
https://orf.at/v2/stories/2381529
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damaligen Außen- und Integrationsministers Sebastian Kurz. Haimbuchner sprach in diesem 

Zusammenhang von ĂAnbiederung an die Muslimeñ:8 

 

 
 

Im August 2017 bezeichnet der ressortlose Wiener FPÖ-Vizebürgermeister Johann Gudenus 

die Stadtregierung als ĂVerrªterñ, weil in Wien Ăsoviel Staatsb¿rgerschaften wie noch nie 

verliehen werdenñ (was laut Statistik Austria falsch ist, Anm.9) und weil diese 

Staatsb¿rgerschaften Ăvor allem an Bosnier, T¿rken und Kosovarenñ (Personen mit 

Staatsbürgerschaften aus diesen drei Ländern machten im Jahr 2017 knapp über 29 Prozent 

der österreichischen Staatsbürgerschaftsverleihungen aus) verliehen werden. Damit würde 

Ădie Islamisierungñ gefördert und Ăunsere Identität bewusst zerstört werdenñ, so Gudenus.10 

 

 
 

Im Sommer und Herbst 2017 wurde die niederösterreichische Landeshauptfrau Johanna Mikl -

Leitner von verschiedenen niederösterreichischen FPÖ-Politikern (darunter auch dem jetzigen 

                                                 
8 Siehe: 

https://www.facebook.com/manfred.haimbuchner/photos/a.673561579371188/1504194109641260/?type=3&the

ater  
9 Siehe: 

https://www.statistik.at/web_de/statistiken/menschen_und_gesellschaft/bevoelkerung/einbuergerungen/022746.h

tml  
10 Siehe: https://www.facebook.com/jgudenus/posts/1522920037761490?__tn__=-R  

https://www.facebook.com/manfred.haimbuchner/photos/a.673561579371188/1504194109641260/?type=3&theater
https://www.facebook.com/manfred.haimbuchner/photos/a.673561579371188/1504194109641260/?type=3&theater
https://www.statistik.at/web_de/statistiken/menschen_und_gesellschaft/bevoelkerung/einbuergerungen/022746.html
https://www.statistik.at/web_de/statistiken/menschen_und_gesellschaft/bevoelkerung/einbuergerungen/022746.html
https://www.facebook.com/jgudenus/posts/1522920037761490?__tn__=-R
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Landesrat Gottfried Waldhäusl11 und FPÖ-Klubobmann Udo Landbauer12) in 

Presseaussendungen als ĂMoslem-Mamañ bezeichnet: 

 

 
 

Im November 2017 warnte die FPÖ auf ihrer offiziellen Facebook-Seite vor einem Anstieg 

der muslimischen Bevölkerung in Österreich. Sie postete dazu ein Bild mit einem Mädchen 

mit Kopftuch und einem Buben mit Kopfbedeckung:13 

 

 

                                                 
11 Siehe: https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20170915_OTS0053/fp-waldhaeusl-fpoe-initiative-zeigt-

wirkung-oevp-noe-stoppt-landesfoerderung-fuer-dubiosen-asylverein  
12 Siehe: https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20171119_OTS0011/fp-landbauer-oevp-moslem-mama-

mikl-gibt-offiziellen-islamisierungsauftrag-fuer-unsere-kleinsten  
13 Siehe: https://www.facebook.com/fpoe/photos/a.170548806419730/984608975013705/?type=3&theater  

https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20170915_OTS0053/fp-waldhaeusl-fpoe-initiative-zeigt-wirkung-oevp-noe-stoppt-landesfoerderung-fuer-dubiosen-asylverein
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20170915_OTS0053/fp-waldhaeusl-fpoe-initiative-zeigt-wirkung-oevp-noe-stoppt-landesfoerderung-fuer-dubiosen-asylverein
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20171119_OTS0011/fp-landbauer-oevp-moslem-mama-mikl-gibt-offiziellen-islamisierungsauftrag-fuer-unsere-kleinsten
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20171119_OTS0011/fp-landbauer-oevp-moslem-mama-mikl-gibt-offiziellen-islamisierungsauftrag-fuer-unsere-kleinsten
https://www.facebook.com/fpoe/photos/a.170548806419730/984608975013705/?type=3&theater
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Jahr 2018: Antimuslimischer Rassismus hält Einzug in die 

Bundesregierung  
 

Am 18. Dezember 2017 wurde die von ÖVP und FPÖ gebildete aktuelle Bundesregierung 

angelobt. Diese Angelobung hatte zur Folge, dass einige der bis dahin aktiven Hauptakteure 

des antimuslimischen Rassismus in Österreich mit Regierungsmacht und Regierungsämtern 

ausgestattet wurden. Es stellte sich die Frage, ob diese Akteure weiterhin antimuslimisch-

rassistische Handlungen setzen oder sich nun mäßigen würden. 

 

Dieser Bericht zeigt, dass das Jahr 2018 keine Mäßigung gebracht hat. Im Gegenteil, die 

antimuslimisch-rassistische Kampagne der FPÖ wurde weitergeführt und teilweise sogar 

intensiviert. Die Eskalation der Kampagne ging so weit, dass von hochrangigen FPÖ-

Vertretern die Einbürgerung von Musliminnen und Muslimen skandalisiert wurde und 

namhafte Vertreter der Wiener FPÖ den Ausschluss von Musliminnen und Muslimen vom 

weiteren Zugang zum Gemeindebau forderten. Siehe dazu die Chronologie weiter unten. 

 

Folgende Formen des antimuslimischen Rassismus in der österreichischen Politik  sind in 

diesem Bericht erfasst: 

 

¶ Diskriminierende Forderungen gegen Musliminnen und Muslime: etwa die bereits 

erwähnte Forderung der FPÖ Wien nach Ausschluss von Musliminnen und Muslimen 

vom weiteren Zugang zum Gemeindebau. 

¶ Absprechen des Status als vollwertige Bürgerinnen und Bürger: etwa, indem Kritik daran 

geübt wird, dass die österreichische Staatsbürgerschaft auch an Musliminnen und 

Muslime verliehen wird. 

¶ Negatives Abstempeln von muslimischen Namen: etwa, wenn das Vorkommen bzw. die 

Häufigkeit des Namen ĂMuhammedñ als Ăbesorgniserregendñ bezeichnet und mit 

ĂIslamisierungñ gleichgesetzt wird. 

¶ Treffen von undifferenzierten und generalisierenden Negativaussagen über Musliminnen 

und Muslime: etwa die generalisierende Aussage, dass Ămuslimische Mªnner die 

Integration ihrer Frauen behindernñ oder die generalisierende Aussage, dass Ămuslimische 

Eltern Lehrpersonal mobbenñ. 

¶ Durchführung von Religionszugehörigkeits-Zählungen, um die Bevölkerung zu spalten 

und gegen Musliminnen und Muslime aufzuwiegeln: etwa, wenn alleine das 

Vorhandensein von Musliminnen und Muslimen und/oder die Zunahme der Anzahl an 

Musliminnen und Muslimen ohne weitere Begründung per se als etwas Negatives, 

Gefährliches oder Skandalöses dargestellt wird. 

¶ Abbildung von Musliminnen und Muslimen als düstere Gestalten mit teilweise verzerrten 

Gesichtern: etwa in einem Bild des Rings Freiheitlicher Jugend, auf dem im Vordergrund 

ein Ăºsterreichisches Traditionspaarñ zu sehen ist und im Hintergrund d¿stere 

Ămuslimische Gestaltenñ, die es zu Ăschlagen/besiegenñ gilt. 

¶ Aufdr¿cken eines Ămuslimischen Stempelsñ auf negativ besetzte Themen und 

Vorkommnisse: etwa die Bezeichnung von mit Plastik überzogenen Weihnachtsständen, 

die auf Missfallen stoßen, als Ămuslimische Zeltstadtñ oder die Bebilderung der 

Auszahlung von Familienbeihilfe an im Ausland lebende Kinder mit Frauen mit Kopftuch 

oder die Verknüpfung von Sozialbetrug mit Bildern von Frauen mit Kopftuch. 
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¶ Entmenschlichende Abbildung von Musliminnen und Muslimen: etwa in einem Video der 

FPÖ Niederösterreich, wo verhüllte Frauen entweder unscharf oder in Schwarz-Weiß-

Bildern als namenlose und unhörbare Geschöpfe durch ein Haus laufen.  

¶ Verwendung von Bildern von Musliminnen, die ihre Religion besonders radikal leben, als 

stetig wiederkehrendes Motiv ohne sachlichen Zusammenhang: etwa, wenn zum Verbot 

der Lehre für Asylsuchende ein Bild mit zwei unscharf abgebildeten Frauen, die einen 

Niqab tragen, gepostet wird, obwohl zwischen den beiden Frauen und dem Thema Lehre 

keinerlei sachlicher Zusammenhang besteht. 

 

Im Folgenden eine Chronologie antimuslimisch-rassistischer Vorfälle und Kampagnen in der 

österreichischen Politik im Jahr 2018. In dieser Chronologie erfasst sind ausschließlich Fälle, 

die Vertreterinnen und Vertreter sowie Organisationen der Spitzenpolitik betreffen und bei 

denen eine deutliche antimuslimisch-rassistische Tendenz erkennbar ist. 
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Antimuslimischer Rassismus in der Politik ï Chronologie 2018 
 

5. und 6. Jänner 

Im Internet kommt es Anfang Jänner zu einer Welle an Hassreaktionen auf das Wiener 

Neujahrsbaby, weil die Mutter des Kindes ein Kopftuch trägt und die Namen sowie das 

Aussehen der Familienmitglieder von einigen Menschen nicht als Ătypisch ºsterreichischñ 

klassifiziert werden.14 Kurz darauf startete der Generalsekretär der Wiener Caritas, Klaus 

Schwertner, einen ĂFlowerrainñ (Blumenregen) f¿r die Familie.15 Dieser Solidaritätsaktion 

schloss sich Bundespräsident Alexander Van der Bellen an.16 Demgegenüber gab es keine 

Solidaritätsbekundungen für die Familie von Mitgliedern der österreichischen 

Bundesregierung.17 Im Gegenteil, in Medien, die der FPÖ nahe stehen, wurde die Welle an 

Hass gegen das Kind und seine Eltern mit ĂSorge vor ¦berfremdungñ gerechtfertigt.18 Im 

Gefolge dieser Diskussion um das Neujahrsbaby in Wien startete die FPÖ eine Kampagne 

gegen Musliminnen und Muslime, die an die Hªufigkeit des Namens ĂMuhammedñ 

anknüpfte. Den Startschuss zu dieser Kampagne machte FPÖ-Generalsekretär Harald 

Vilimsky. Er postet am 5. Jänner auf Facebook ein Bild, auf dem in dicken Lettern steht: 

ĂMuhammed ist dritthªufigster Vorname in Wienñ. Vilimsky kommentiert das Foto mit 

folgenden Worten: ĂBesorgniserregend! In Brüssel und London ist Mohammed schon der 

beliebteste Vorname für neugeborene Buben. Wien ist auch am Weg dorthin. Das will ich 

nicht! Und auch keine weitere Islamisierung. Unsere unvergleichliche Wiener Kultur und 

Lebensart muss erhalten und wieder gefºrdert werden!ñ19 

 

 
 

Kurz nach FPÖ-Generalsekretär Harald Vilimsky kritisiert auch Vizekanzler Heinz-Christian 

Strache auf Facebook den Namen ĂMuhammedñ und dessen Häufigkeit und setzt den Namen 

mit ĂIslamisierungñ gleich: ĂIn Wien ist Muhammed bereits auf Platz 3 der beliebtesten 

Vornamen für männliche Neugeborene. Die Folgen einer verfehlten rot-schwarz-grünen 

                                                 
14 Siehe: https://futurezone.at/netzpolitik/wiener-neujahrsbaby-mit-hasserfuellten-kommentaren-

begruesst/304.688.856 
15 Siehe: https://blog.zeit.de/teilchen/2018/01/05/neujahrsbaby-wien-oesterreich-hass-facebook/  
16 Siehe: https://www.heute.at/digital/multimedia/story/Van-der-Bellen-hei-t-Neujahrsbaby-willkommen-

57093077  
17 Siehe: https://derstandard.at/2000071881901/Keine-Regierungs-Blumen-fuer-Neujahrsbaby-Asel  
18 Siehe: https://www.wochenblick.at/van-der-bellen-verteidigt-tuerkisches-neujahresbaby/  
19 Siehe: 

https://www.facebook.com/Vilimsky.Harald/photos/a.547636725355279/1532947133490895/?type=3&theater 

https://futurezone.at/netzpolitik/wiener-neujahrsbaby-mit-hasserfuellten-kommentaren-begruesst/304.688.856
https://futurezone.at/netzpolitik/wiener-neujahrsbaby-mit-hasserfuellten-kommentaren-begruesst/304.688.856
https://blog.zeit.de/teilchen/2018/01/05/neujahrsbaby-wien-oesterreich-hass-facebook/
https://www.heute.at/digital/multimedia/story/Van-der-Bellen-hei-t-Neujahrsbaby-willkommen-57093077
https://www.heute.at/digital/multimedia/story/Van-der-Bellen-hei-t-Neujahrsbaby-willkommen-57093077
https://derstandard.at/2000071881901/Keine-Regierungs-Blumen-fuer-Neujahrsbaby-Asel
https://www.wochenblick.at/van-der-bellen-verteidigt-tuerkisches-neujahresbaby/
https://www.facebook.com/Vilimsky.Harald/photos/a.547636725355279/1532947133490895/?type=3&theater
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Zuwanderungspolitik vergangener Jahre werden immer deutlicher sichtbar. Gut, dass die neue 

Regierung gegen die weitere Islamisierung unserer Heimat vorgehen wird.ñ20 

 

 
 

Einen Tag nach Vilimsky und Strache postet auch die offizielle Facebook-Seite der FPÖ ein 

Bild auf dem steht: ĂMuhammed auf Platz drei der Babynamen in Wien! Noch Fragen???ñ 

Dazu der Posting-Text: ĂDie Folgen einer verfehlten rot-schwarz-grünen 

Zuwanderungspolitik vergangener Jahre werden immer sichtbarer...ñ21 Auch FPÖ-

Generalsekretär Harald Vilimsky postet das Bild und setzt den Namen Muhammed mit 

ĂIslamisierungñ und mit ĂScharia, Koran und Burkañ gleich: ĂDie Islamisierung muss 

                                                 
20 Siehe: https://www.facebook.com/strache/posts/10215300315120929?__tn__=-R  
21 Siehe: https://www.facebook.com/fpoe/photos/a.170548806419730/1003736586434277/?type=3&theater  

https://www.facebook.com/strache/posts/10215300315120929?__tn__=-R
https://www.facebook.com/fpoe/photos/a.170548806419730/1003736586434277/?type=3&theater
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gestoppt werden. Scharia, Koran, Burka und Co sind kein Teil dieser Stadt und dürfen es auch 

nicht werden!ñ22 

 

 
 

Klassifizierung als antimuslimischer Rassismus: Die Kampagne der FPÖ-Parteiführung 

gegen einen Namen bzw. dessen Häufigkeit, nur weil es sich um einen muslimischen Namen 

handelt, ist ein klarer Fall von antimuslimischem Rassismus. Ein männlicher Vorname, der in 

muslimischen Familien hªufig vergeben wird, wird pauschal als Ăbesorgniserregendñ 

bezeichnet. Es wird allein auf Grundlage dieses Namens Angst erzeugt. Menschen, die diesen 

Namen tragen, werden kollektiv als bedrohlich abgestempelt. Die negative Abstempelung von 

Menschen alleine aufgrund des Namens, den sie tragen, hat eine lange Tradition im 

Rassismus und insbesondere auch im Antisemitismus.  

 

20. März 

Die freiheitliche Frauensprecherin und Nationalratsangeordneten Carmen Schimanek tätigt in 

einer Presseaussendung des Freiheitlichen Parlamentsklubs generalisierende negative 

Aussagen über muslimische Männer, denen sie kollektiv unterstellt, die Integration ihrer 

Frauen zu behindern. ĂMuslimische Mªnner behindern Integration ihrer Frauen!ñ, lautet der 

Titel ihrer Presseaussendung.23 Schimanek beruft sich dabei auf eine Mitarbeiterbefragung, 

des Arbeitsmarktservices Österreich (AMS). In dieser internen Befragung des AMS wurden 

allerdings keine generalisierenden Aussagen getroffen.24 

 

                                                 
22 Siehe: 

https://www.facebook.com/Vilimsky.Harald/photos/a.548516735267278/1534439223341686/?type=3&theater 
23 Siehe: https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20180320_OTS0106/fpoe-schimanek-muslimische-

maenner-behindern-integration-ihrer-frauen 
24 Siehe: https://www.facebook.com/johannes.kopf/posts/10215970098036335  

https://www.facebook.com/Vilimsky.Harald/photos/a.548516735267278/1534439223341686/?type=3&theater
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20180320_OTS0106/fpoe-schimanek-muslimische-maenner-behindern-integration-ihrer-frauen
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20180320_OTS0106/fpoe-schimanek-muslimische-maenner-behindern-integration-ihrer-frauen
https://www.facebook.com/johannes.kopf/posts/10215970098036335
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Klassifizierung als antimuslimischer Rassismus: Die Äußerung der freiheitlichen 

Frauensprecherin und Nationalratsangeordneten Carmen Schimanek weist eine deutliche 

antimuslimisch-rassistische Tendenz auf. Schimanek unterlässt es zu differenzieren. 

Stattdessen schürt sie pauschal Vorurteile gegen Muslime, indem sie muslimischen Männern 

kollektiv unterstellt, die Integration ihrer Frauen zu behindern. Darüber hinaus stempelt sie 

auch muslimische Mädchen und Frauen kollektiv ab, indem sie ihnen jegliche 

Selbstbestimmtheit abspricht und sagt, dass sie Ăso gut wie nicht in den Arbeitsmarkt 

integriert werden kºnnenñ. 

 

21. März 

Der oberösterreichische FPÖ-Vizelandehauptmann Manfred Haimbuchner bezeichnet auf 

Facebook Musliminnen und Muslime generalisierend als Ăschwer vermittelbarñ und bringt sie 

kollektiv in Zusammenhang mit ĂArbeitsverweigerungñ. Er postet ein Bild mit einer AMS-

Stelle im Hintergrund und einen jungen Mann mit Kapuze, der wie ein Krimineller einen 

schwarzen Balken über den Augen hat, im Vordergrund. Sein Postingtext lautet 

ĂTschetschenen sind auffallend oft gewaltbereit, Muslime aus kulturellen und religiösen 

Gründen schwer vermittelbar. Braucht es drastische Konsequenzen f¿r Arbeitsverweigerer?ñ25  

 

                                                 
25 Siehe: 

https://www.facebook.com/manfred.haimbuchner/photos/a.673561579371188/1763296980397637/?type=3&the

ater  

https://www.facebook.com/manfred.haimbuchner/photos/a.673561579371188/1763296980397637/?type=3&theater
https://www.facebook.com/manfred.haimbuchner/photos/a.673561579371188/1763296980397637/?type=3&theater
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Klassifizierung als antimuslimischer Rassismus: Das Posting des oberösterreichischen 

FPÖ-Vizelandeshauptmanns Manfred Haimbuchner weist eine deutliche antimuslimisch-

rassistische Tendenz auf. Haimbuchner bezeichnet Muslime (und Musliminnen) ohne jegliche 

Differenzierung als Ăaus kulturellen und religiºsen Gr¿nden schwer vermittelbarñ und bringt 

sie kollektiv mit ĂArbeitsverweigerungñ in Verbindung. Das Posting von Haimbuchner wurde 

kurz nach einem internen Bericht des Arbeitsmarktservice (AMS) ¿ber ĂProbleme und 

Herausforderungen bei der Betreuung vom migrantischen Kundinnen und Kundenñ 

veröffentlicht. Der AMS-Bericht stellt jedoch, im Gegensatz zu Haimbuchner, keine 

generalisierenden Behauptungen auf, sondern schildert einzelne Problemfälle und 

Problemwahrnehmungen.26 Demgegenüber stempelt Haimbuchner in seinem Posting 

Muslime (und Musliminnen) pauschal ab und schürt Vorurteile. 

 

3. April  

Die offizielle FPÖ-Parteiseite und die FPÖ Niederösterreich posten auf Facebook ein Bild auf 

dem zwei Personen zu sehen sind: ein stehender Mann mit Brille, Krawatte und Arbeitshelm 

und ein im Schneidersitz sitzender junger Bursche mit muslimisch-religiöser Bekleidung und 

einem Buch in der Hand. Der stehende Mann steht im Bild stellvertretend für Ădie Inlªnderñ, 

bei denen es einen Rückgang der Arbeitslosigkeit um 10,5% gebe, der sitzende Bursche mit 

muslimisch-religiºser Bekleidung steht demgegen¿ber stellvertretend f¿r Ădie Auslªnderñ, bei 

denen es einen R¿ckgang der Arbeitslosigkeit um Ănurñ 5,7% gebe. Dazu lautet der Posting-

Text der FPÖ-Niederösterreich: ĂDer österreichische Arbeitsmarkt ist weiter im Aufschwung. 

Besonders die Österreicher profitieren von der aktuellen Arbeitsmarktlage, denn bei ihnen ist 

der Rückgang der Arbeitslosigkeit weitaus höher als bei Ausländern. Bei den arbeitslosen 

                                                 
26 Siehe: https://www.facebook.com/johannes.kopf/posts/10215970098036335  

https://www.facebook.com/johannes.kopf/posts/10215970098036335
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Ausländern weisen etwa nur rund 63 Prozent maximal einen Pflichtschulabschluss auf und 

sind demnach viel schwieriger vermittelbar. Hier haben uns die Vorgängerregierungen wohl 

ein paar faule Eier gelegté ᶈñ.27 28 

 

 
 

Klassifizierung als antimuslimischer Rassismus: Die Postings der FPÖ und der FPÖ-

Niederösterreich weisen eine deutliche antimuslimisch-rassistische Tendenz auf. Das Bild und 

der Text der Postings stehen stellvertretend für den Versuch der Spaltung der österreichischen 

Bevölkerung in Inländer und Ausländer. Darüber hinaus stehen Bild und Text durch die 

religiös-muslimisch anmutende Bekleidung des jungen ĂAuslªnderñ-Burschen auch für die 

antimuslimische Aufladung negativ besetzter Themen wie Arbeitslosigkeit. Muslime werden 

im geposteten Bild als Ăprototypische arbeitslose Auslªnderñ abgestempelt und im Text mit 

den Worten Ăfaule Eierñ belegt. 

 

11. April  

FPÖ-Klubobmann Johann Gudenus spaltet in einer Presseaussendung des Freiheitlichen 

Parlamentsklubs die Schülerschaft in Ăºsterreichischeñ und Ănichtºsterreichischeñ Kinder und 

spricht davon, dass Ăºsterreichische Kinder zu Sch¿lern zweiter Klasse gemacht wurdenñ. 

Kinder muslimischer Eltern zählt Gudenus kollektiv nicht zu den Ăºsterreichischenñ Kindern, 

denn er wirft ï als Teil seiner Abhandlung über die negativen Einflüsse der 

ĂNichtºsterreicherñ auf die Ă¥sterreicherñ ï Ămuslimischen Elternñ pauschal vor, sie w¿rden 

ĂLehrpersonal mobbenñ.29 

 

                                                 
27 Siehe: https://www.facebook.com/fpoenoe/photos/a.195507550620156/869141049923466/?type=3&theater 
28 Siehe: https://www.facebook.com/fpoe/photos/a.170548806419730/1053954141412521/?type=3&theater  
29 Siehe: https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20180411_OTS0027/fpoe-gudenus-unter-haeupl-wurden-

oesterreicher-zu-schuelern-zweiter-klasse 


















































